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Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die
umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten
(Elektro- und Elektronikgerätegesetz - ElektroG)
ElektroG

Ausfertigungsdatum: 20.10.2015

Vollzitat:

"Elektro- und Elektronikgerätegesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1739), das zuletzt durch Artikel 23 des
Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist"

Ersetzt G 2129-43 v. 16.3.2005 I 762 (ElektroG)
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 20.5.2021 I 1145
Mittelbare Änderung durch Art. 19 G v. 12.5.2021 I 1087 ist berücksichtigt
Hinweis: Änderung durch Art. 23 G v. 10.8.2021 I 3436 (Nr. 53) textlich nachgewiesen, dokumentarisch noch

nicht abschließend bearbeitet

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 24.10.2015 +++) 
 
 
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
     Umsetzung der
        EURL 19/2012            (CELEX Nr: 32012L0019) 
     Notifizierung der
        EURL 2015/1535          (CELEX Nr: 32015L1535) +++) 
Das G wurde als Artikel 1 des G v. 20.10.2015 I 1739 vom Bundestag beschlossen. Es ist gem. Art. 7 Abs. 1 Satz
1 dieses G am 24.10.2015 in Kraft getreten.
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Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften
§ 1 Abfallwirtschaftliche Ziele

Dieses Gesetz legt Anforderungen an die Produktverantwortung nach § 23 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
für Elektro- und Elektronikgeräte fest. Es bezweckt vorrangig die Vermeidung von Abfällen von Elektro- und
Elektronikgeräten und darüber hinaus die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling und andere
Formen der Verwertung solcher Abfälle, um die zu beseitigende Abfallmenge zu reduzieren und dadurch die
Effizienz der Ressourcennutzung zu verbessern. Um diese abfallwirtschaftlichen Ziele zu erreichen, soll das
Gesetz das Marktverhalten der Verpflichteten regeln.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für sämtliche Elektro- und Elektronikgeräte. Sie sind in die folgenden Kategorien unterteilt:
1.   Wärmeüberträger,

 

2.   Bildschirme, Monitore und Geräte, die Bildschirme mit einer Oberfläche von mehr als 100
Quadratzentimetern enthalten,
 

3.   Lampen,
 

4.   Geräte, bei denen mindestens eine der äußeren Abmessungen mehr als 50 Zentimeter beträgt
(Großgeräte),
 

5.   Geräte, bei denen keine der äußeren Abmessungen mehr als 50 Zentimeter beträgt (Kleingeräte), und
 

6.   kleine Geräte der Informations- und Telekommunikationstechnik, bei denen keine der äußeren
Abmessungen mehr als 50 Zentimeter beträgt.
 

Elektro- und Elektronikgeräte im Sinne des Satzes 1 sind insbesondere die in Anlage 1 aufgeführten Geräte.
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(2) Dieses Gesetz gilt nicht für folgende Elektro- und Elektronikgeräte:
1.   Geräte, die der Wahrung der wesentlichen Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland dienen,

einschließlich Waffen, Munition und Wehrmaterial, die nur für militärische Zwecke bestimmt sind,
 

2.   Geräte, die
a)   als Teil eines anderen Gerätes, das vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen ist oder

nicht in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fällt, in dieses eingebaut sind und
 

b)   ihre Funktion nur speziell als Teil dieses anderen Gerätes erfüllen können,
 

 

3.   Glühlampen,
 

4.   Ausrüstungsgegenstände für einen Einsatz im Weltraum,
 

5.   ortsfeste industrielle Großwerkzeuge,
 

6.   ortsfeste Großanlagen; dieses Gesetz gilt jedoch für Geräte, die nicht speziell als Teil dieser Anlagen
konzipiert und darin eingebaut sind,
 

7.   Verkehrsmittel zur Personen- und Güterbeförderung; dieses Gesetz gilt jedoch für elektrische
Zweiradfahrzeuge, für die eine Typgenehmigung nicht erforderlich ist,
 

8.   bewegliche Maschinen,
 

9.   Geräte, die ausschließlich zu Zwecken der Forschung und Entwicklung speziell entworfen wurden und nur
auf zwischenbetrieblicher Ebene bereitgestellt werden, und
 

10.   medizinische Geräte und In-vitro-Diagnostika, bei denen jeweils zu erwarten ist, dass sie vor Ablauf ihrer
Lebensdauer infektiös werden, und aktive implantierbare medizinische Geräte.
 

(3) Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften enthält, sind das Kreislaufwirtschaftsgesetz,
mit Ausnahme von § 17 Absatz 4 und § 54, und diejenigen Rechtsverordnungen in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden, die auf der Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder des bis zum 31. Mai
2012 geltenden Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes erlassen wurden. Die §§ 27, 47 Absatz 1 bis 6, §
50 Absatz 3, § 59 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sowie die §§ 60, 62 und 66 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
gelten entsprechend. Rechtsvorschriften, die besondere Anforderungen an die Bewirtschaftung von Altgeräten
oder an die Produktkonzeption enthalten, sowie solche, die aus Gründen der Sicherheit im Zusammenhang
mit der Beförderung gefährlicher Güter erlassen sind, bleiben unberührt. Die Nachweispflichten nach § 50
Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes gelten nicht für die Überlassung von Altgeräten an Einrichtungen
zur Erfassung und Erstbehandlung von Altgeräten. Abweichend von Satz 1 gelten § 17 Absatz 4 Satz 1
und § 54 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes für aus Altgeräten ausgebaute Bauteile, Unterbaugruppen und
Verbrauchsmaterialien.

§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes sind
1.   Elektro- und Elektronikgeräte:

Geräte, die für den Betrieb mit Wechselspannung von höchstens 1 000 Volt oder Gleichspannung von
höchstens 1 500 Volt ausgelegt sind und
a)   zu ihrem ordnungsgemäßen Betrieb von elektrischen Strömen oder elektromagnetischen Feldern

abhängig sind oder
 

b)   der Erzeugung, Übertragung und Messung von elektrischen Strömen und elektromagnetischen
Feldern dienen;
 

 

2.   Geräteart:
Zusammenfassung von Geräten innerhalb einer Kategorie, die hinsichtlich der Art ihrer Nutzung oder
ihrer Funktionen vergleichbare Merkmale aufweisen;
 

3.   Altgeräte:
Elektro- und Elektronikgeräte, die Abfall im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes sind, einschließlich aller Bauteile, Unterbaugruppen und
Verbrauchsmaterialien, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Abfalleigenschaft Teil des Altgerätes sind;
 

4.   historische Altgeräte:
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a)   Altgeräte, die vor dem 13. August 2005 in Verkehr gebracht wurden,
 

b)   Leuchten aus privaten Haushalten und Photovoltaikmodule, die Altgeräte sind und vor dem 24.
Oktober 2015 in Verkehr gebracht wurden, oder
 

c)   Altgeräte, die vor dem 15. August 2018 in Verkehr gebracht wurden, soweit sie vom
Anwendungsbereich dieses Gesetzes in der Fassung vom 20. Oktober 2015 nicht erfasst waren;
 

 

5.   Altgeräte aus privaten Haushalten:
Altgeräte aus privaten Haushaltungen im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie Altgeräte aus
sonstigen Herkunftsbereichen, soweit die Beschaffenheit und Menge der dort anfallenden Altgeräte mit
der Beschaffenheit und Menge von üblicherweise in privaten Haushaltungen anfallenden Altgeräten
vergleichbar ist; Elektro- und Elektronikgeräte, die potentiell sowohl von privaten Haushalten als auch
von anderen Nutzern als privaten Haushalten genutzt werden, gelten, wenn sie Abfall werden, als
Altgeräte aus privaten Haushalten;
 

6.   Anbieten:
das im Rahmen einer gewerbsmäßigen Tätigkeit auf den Abschluss eines Kaufvertrages gerichtete
Präsentieren oder öffentliche Zugänglichmachen von Elektro- oder Elektronikgeräten im
Geltungsbereich dieses Gesetzes; dies umfasst auch die Aufforderung, ein Angebot abzugeben;
 

7.   Bereitstellung auf dem Markt:
jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Elektro- oder Elektronikgerätes zum
Vertrieb, Verbrauch oder zur Verwendung im Geltungsbereich dieses Gesetzes im Rahmen einer
Geschäftstätigkeit;
 

8.   Inverkehrbringen:
die erstmalige Bereitstellung eines Elektro- oder Elektronikgerätes auf dem Markt im Geltungsbereich
dieses Gesetzes; als Inverkehrbringen gilt auch die erste Wiederbereitstellung eines Elektro- oder
Elektronikgerätes auf dem Markt im Geltungsbereich dieses Gesetzes, das nach der erstmaligen
Bereitstellung auf dem Markt aus dem Geltungsbereich des Gesetzes ausgeführt worden war;
 

9.   Hersteller:
jede natürliche oder juristische Person oder Personengesellschaft, die unabhängig von der
Verkaufsmethode, einschließlich der Fernkommunikationsmittel im Sinne des § 312c Absatz 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs,
a)   Elektro- oder Elektronikgeräte

aa)   unter ihrem Namen oder ihrer Marke herstellt und innerhalb des Geltungsbereiches dieses
Gesetzes anbietet oder
 

bb)   konzipieren oder herstellen lässt und sie unter ihrem Namen oder ihrer Marke innerhalb des
Geltungsbereiches dieses Gesetzes anbietet,
 

 

b)   Elektro- oder Elektronikgeräte anderer Hersteller unter ihrem eigenen Namen oder ihrer Marke im
Geltungsbereich dieses Gesetzes anbietet oder gewerbsmäßig weiterverkauft, wobei der Anbieter
oder Weiterverkäufer dann nicht als Hersteller anzusehen ist, wenn der Name oder die Marke des
Herstellers gemäß Buchstabe a auf dem Gerät erscheint,
 

c)   erstmals aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder aus einem Drittland
stammende Elektro- oder Elektronikgeräte auf dem Markt im Geltungsbereich dieses Gesetzes
anbietet oder
 

d)   Elektro- oder Elektronikgeräte unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln direkt
Endnutzern im Geltungsbereich dieses Gesetzes anbietet und in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem Drittland niedergelassen ist;
 

als Hersteller gilt zugleich auch jeder Vertreiber nach Nummer 11, der entgegen § 6 Absatz 2
Satz 2 Nummer 1 vorsätzlich oder fahrlässig neue Elektro- oder Elektronikgeräte nicht oder nicht
ordnungsgemäß registrierter Hersteller oder von Herstellern, deren Bevollmächtigte nicht oder nicht
ordnungsgemäß registriert sind, zum Verkauf anbietet; in diesem Fall gilt abweichend von Nummer 8
die Bereitstellung als Inverkehrbringen; Nummer 11 bleibt unberührt;
 

10.   Bevollmächtigter:
jede im Geltungsbereich dieses Gesetzes niedergelassene natürliche oder juristische Person oder
Personengesellschaft, die ein Hersteller ohne Niederlassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes
beauftragt hat, in eigenem Namen sämtliche Aufgaben wahrzunehmen, um die Herstellerpflichten nach


